
Leitfaden – wichtigste Informationen  
anlässlich der Corona-Pandemie 

Stand 18.03.2020 

 

Da die uns alle betreffende Corona-Pandemie dazu führt, dass Unternehmen und 
Arbeitnehmer mit vielen Fragen konfrontiert werden und teilweise unterschiedliche 
Wissensstände kursieren, haben wir die unseres Erachtens wichtigsten Punkte nachstehend 
aufgeführt. Gerne können Sie uns auch telefonisch oder per Mail kontaktieren.  
 
1. Mitarbeiter in Quarantäne 
Wer aufgrund infektionsschutzrechtlicher Gründe einem Tätigkeitsverbot oder einer 
Quarantäne (§ 30 IfSG) unterliegt oder unterworfen wird und dadurch einen Verdienstausfall 
erleidet ohne krank zu sein, erhält Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber, dieser kann dann 
auf Antrag eine Entschädigung nach §§ 56 ff. IfSG erhalten. Voraussetzung ist, dass das 
Tätigkeitsverbot bzw. die Quarantäne vom zuständigen Gesundheitsamt 
ausgesprochen wurde. Die Höhe der Entschädigung bemisst sich nach dem 
Verdienstausfall.  
 
Ein Entschädigungsanspruch besteht u.a. nicht für  
- Eltern ohne Tätigkeitsverbot, deren Kinder wegen eines Besuchsverbots gemäß IfSG keine 
Betreuungseinrichtung besuchen dürfen  
- bei anderweitigem, entlohntem Einsatz im Betrieb  
- für die Zeit einer Krankschreibung oder Krankmeldung  
- für Auszubildende, die aus einem in ihrer Person liegenden Grund unverschuldet verhindert 
sind, ihre Pflichten aus dem Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen (gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 
2 b) BBiG)  
 
Bei Arbeitnehmern muss der Arbeitgeber für maximal 6 Wochen die Lohnfortzahlung 
übernehmen. Die Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherungspflicht besteht 
weiterhin. Die jeweiligen Beiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) trägt das jeweilige 
Bundesland. Für die ausgezahlten Beträge können Arbeitgeber beim zuständigen 
Gesundheitsamt einen Erstattungsantrag stellen.  
Sobald ein Arbeitnehmer mit Tätigkeitsverbot bzw. unter Quarantäne, der bisher symptomfrei 
war, erkrankt, besteht Arbeitsunfähigkeit. In diesem Fall hat der Arbeitnehmer vorrangig 
Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für die ersten sechs Wochen und ab der 
siebten Woche Anspruch auf Krankengeld von der zuständigen Krankenkasse.  
Bei Selbständigen bemisst sich der Verdienstausfall pro Monat nach einem Zwölftel des 
Arbeitseinkommens. Darüber hinaus können Betriebsausgaben in angemessenem Umfang 
und Aufwendungen für die private soziale Sicherung geltend gemacht werden.  
 
Im Hinblick auf Entschädigungen für Betriebsschließungen, Veranstaltungsverbote u. ä. 
aufgrund behördlicher Anordnung, aber ohne unmittelbare infektionsrechtliche Gründe, ist 
der Wortlaut des IfSG nicht eindeutig. Die zuständigen Landesbehörden vertreten jedoch 
derzeit einhellig die Auffassung, dass auf Grundlage des Infektionsschutzgesetzes in diesen 
Fällen kein Anspruch auf Entschädigung besteht. Sowohl die Bundesregierung als auch die 
Länder verweisen insofern auf Unterstützungs- und Hilfsprogramme für die Wirtschaft. 
Für die Praxis bedeutet dies, dass nach der aktuellen Lage davon auszugehen ist, dass 
solche Anträge abschlägig beschieden würden. Die Rechtslage müsste dann von den 
Gerichten geklärt werden. Eine gute Übersicht zu Entschädigungen nach IfSG und 
weiterführende Informationen finden sich auf der Webseite des Landes Hessen 
 
Quelle: 
https://service.hessen.de/html/Infektionsschutz-Entschaedigung-bei-Taetigkeitsverbot-
7007.htm 
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2. Mitarbeiter bleiben vorsorglich zu Hause/werden vorsorglich nach Hause 
geschickt 
Ein Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, die arbeitsfähig und auch arbeitsbereit sind, rein 
vorsorglich nach Hause schickt, bleibt aus dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs zur 
Zahlung der Vergütung verpflichtet (§ 615 S. 1 BGB). In diesen Fällen muss der 
Arbeitnehmer die ausgefallene Arbeitszeit auch nicht nachholen.  
 
Dafür könnten Überstunden bzw. Resturlaub aus Vorjahr verwendet werden. (Quelle: DIHK) 
 
3. Mitarbeiter werden wegen Krankheitsanzeichen nach Hause geschickt 
Der Arbeitgeber ist aus seiner Fürsorgepflicht heraus verpflichtet, einen objektiv 
arbeitsunfähig erkrankten Arbeitnehmer von der Arbeit fernzuhalten. Wird ein solcher 
Arbeitnehmer von dem Arbeitgeber nach Hause geschickt, hat der Arbeitnehmer Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Es gelten die Regelungen des 
Entgeltfortzahlungsgesetzes (EFZG). (Quelle: DIHK) 
 
4. Kurzarbeit 
Wenn Unternehmen aufgrund der weltweiten Krankheitsfälle durch das Corona-Virus 
Kurzarbeit anordnen und es dadurch zu Entgeltausfällen kommt, können betroffene 
Beschäftigte Kurzarbeitergeld erhalten. Diese Leistung muss vom Arbeitgeber beantragt 
werden. Das Verfahren ist dem Grunde nach unverändert geblieben. 
Die Bundesregierung hat aber in der vergangenen Woche das Gesetz zur befristeten 
krisenbedingten Verbesserung der Regelungen für das Kurzarbeitergeld (Gesetz vom 13. 
März 2020, BGBl. I 2020, S. 493 ff.) mit den folgenden Erleichterungen verabschiedet. Diese 
Neuerungen werden derzeit umgesetzt und sollen nach einer Ankündigung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales rückwirkend ab 1. März 2020 gelten.  

· Wenn auf Grund schwieriger wirtschaftlicher Entwicklungen Aufträge ausbleiben, 
kann ein Betrieb Kurzarbeit anmelden, wenn mindestens 10 Prozent der 
Beschäftigten vom Arbeitsausfall betroffen sein könnten. Diese Schwelle liegt bisher 
bei 30 Prozent der Belegschaft.  

· Auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden vor Zahlung des Kurzarbeitergeldes soll 
vollständig oder teilweise verzichtet werden können. Das geltende Recht verlangt, 
dass in Betrieben, in denen Vereinbarungen zu Arbeitszeitschwankungen genutzt 
werden, diese auch zur Vermeidung von Kurzarbeit eingesetzt und ins Minus 
gefahren werden. Allerdings muss noch vorhandener Resturlaub aus dem Vorjahr 
vorrangig genommen werden und Überstunden abgebaut sein. 

· Auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer können künftig Kurzarbeitergeld 
beziehen.  

· Die Sozialversicherungsbeiträge, die Arbeitgeber normalerweise für ihre 
Beschäftigten zahlen müssen, soll die Bundesagentur für Arbeit künftig vollständig 
erstatten. Damit soll ein Anreiz geschaffen werden, Zeiten der Kurzarbeit stärker für 
die Weiterbildung der Beschäftigten zu nutzen.  

 
Wichtig: Betriebe, die aufgrund der Auswirkungen der Corona-Krise Kurzarbeitergeld 
beantragen möchten, müssen die Kurzarbeit zuvor bei der zuständigen Agentur für Arbeit 
melden. Diese prüft dann, ob die Voraussetzungen für die Leistung erfüllt sind.  
 
Quelle:  
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-
beschaeftigung-sichern.html 
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5. weitere ausgewählte Informationen zum Kurzarbeitergeld 

a. Kurzarbeitergeld wird in 2 Stufen beantragt.  
· Anzeige bei den Arbeitsagenturen  

Der Bedarf für Kurzarbeitergeld muss gegenüber den Arbeitsagenturen mittels des 
untenstehenden Formulars einmalig angezeigt werden. Die Formulare finden sich 
auf der Homepage der Bundesagentur und sind auch in unserer 
Lohnabrechnungssoftware enthalten. Hier können wir Sie direkt unterstützen! 

· Antrag auf Leistung des Kurzarbeitergeldes  
 
Die Leistungen müssen zunächst mittels der Lohnsoftware errechnet werden und dann von 
den Unternehmen zunächst ausgezahlt werden. Für die Beantragung des Kurzarbeitergeldes 
sind grundsätzlich die untenstehenden Vordrucke zu verwenden. 
 
Der Leistungsantrag ist in einfacher Ausfertigung bei der Agentur für Arbeit einzureichen, in 
deren Bezirk die für den Betrieb zuständige Lohnabrechnungsstelle liegt. Für jeden Monat 
muss ein Antrag auf Erstattung des Kurzarbeitergeldes gestellt werden.  
 

b. Wer hat einen Anspruch auf KUG?  
Arbeitgeber können KUG nur für die Arbeitnehmer beantragen, die auch 
versicherungspflichtig in der Arbeitslosenversicherung sind. Teilzeitbeschäftigte und 
Leiharbeitnehmer können Kurzarbeitergeld erhalten.  
Keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben geringfügig Beschäftigte, Rentner, Bezieher 
von Krankengeld und Auszubildende.  
 

c. Wie hoch ist das KUG?  
Das Kurzarbeitergeld berechnet sich nach dem Netto-Entgeltausfall. Beschäftigte in 
Kurzarbeit (= vollständige Reduzierung der Arbeitszeit) erhalten grundsätzlich 60 % des 
pauschalierten Netto-Entgelts. Lebt mindestens ein Kind mit im Haushalt, beträgt das 
Kurzarbeitergeld 67 % des ausgefallenen pauschalierten Netto-Entgelts. Soweit Arbeitszeit 
und damit auch Entgelt nicht vollständig entfallen, sondern lediglich reduziert werden, 
besteht nur ein anteiliger Anspruch auf Kurzarbeitergeld.  
Die Berechnung des Kurzarbeitergeldes erledigen die Lohnabrechnungsprogramme. 
Tabellen zur Berechnung des Kurzarbeitergeldes finden sich auf der Website der 
Bundesagentur für Arbeit.  
 
Quellen:  
Formular Anzeige Kurzarbeitergeld  
https://www.arbeitsagentur.de/datei/anzeige-kug101_ba013134.pdf 
 
Formular Leistungsantrag Kurzarbeitergeld  
https://www.arbeitsagentur.de/datei/antrag-kug107_ba015344.pdf  
 
Formular KUG-Abrechnungsliste - Anlage zum Leistungsantrag  
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug108_ba013010.pdf  
 
Minijobzentrale  
https://www.minijob-zentrale.de/DE/00_home/01_aktuelles/Kurzarbeitergeld.html 
 
 
6. Weitere Unterstützungsangebote für Unternehmen: 
 

a. Liquiditätshilfen der KfW 
Um die Liquiditätsbereitstellung zu beschleunigen, eröffnet der Bund die Möglichkeit, dass 
die Bürgschaftsbanken Entscheidungen bis zu einem Betrag von 250.000 Euro eigenständig 
und innerhalb von 3 Tagen treffen können. Eine kostenlose Vorabanfrage für ein 
Finanzierungsvorhaben können Unternehmen über das Finanzierungsportal der 
Bürgschaftsbanken ganz unbürokratisch stellen. Die Bürgschaftsbank verspricht eine 
Rückmeldung innerhalb von 48 Stunden.  

https://www.arbeitsagentur.de/datei/anzeige-kug101_ba013134.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/antrag-kug107_ba015344.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug108_ba013010.pdf
https://www.minijob-zentrale.de/DE/00_home/01_aktuelles/Kurzarbeitergeld.html


Die Adressen der Bürgschaftsbanken sind hier zu finden. Bei der IBB können ab 
Donnerstag, den 19.03.2020, Anträge für Liquiditätshilfen online gestellt werden. Der 
Verband Haus & Grund rät, bei Zahlungsschwierigkeiten bei der Miete den Vermieter zu 
kontaktieren, um eine individuelle Lösung zu finden.  
 
Quellen:  
BMWi: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bmwi-3-stufen-plan-ueber-
blick.pdf?__blob=publicationFile&v=6  
 
KfW: https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-
Unternehmen.html 
 
IBB:https://www.ibb.de/de/wirtschaftsfoerderung/themen/coronavirus/corona-liquiditaets-
engpaesse.html 
 
Bürgschaftsbanken: https://finanzierungsportal.ermoeglicher.de/  
 
Haus und Grund: https://www.hausundgrund.de/mietzahlung-zeiten-der-corona-krise 
 

b. geplanter Notfallfonds für Solo-Selbständige 
Vom Bundesministerium der Finanzen ist ein Notfallfonds angekündigt worden: 
"Wir arbeiten an einem Notfallfonds, der sich an kleinere und mittelständische Unternehmen 
richtet," so @OlafScholz @handelsblatt. Damit soll z.B. bei Verbindlichkeiten aus Miet- und 
Pachtverhältnissen geholfen werden. #Schutzschild #Wirtschaft #CoronavirusDE 
#COVID19de 
Genauere Informationen sind hier allerdings noch nicht bekannt! 
 
7. mögliche Hilfestellung durch das Finanzamt 
Um die Unternehmen, die durch die Corona-Krise in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten, 
zu entlasten, haben die Finanzbehörden folgende Maßnahmen in Aussicht gestellt:  

· zinslose Stundung von Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer, wenn die 
Umsätze aufgrund der Corona-Krise eingebrochen sind. Hierfür soll es ein 
erleichtertes Verfahren geben. Stundungen der Gewerbesteuer müssen die 
Unternehmen bei den zuständigen Gemeinden beantragen (Ausnahme: 
Stadtstaaten). Diese unterliegen jedoch nicht den Weisungen der 
Landesfinanzbehörden.  

· Herabsetzung von Vorauszahlungen für Einkommen- und Körperschaftsteuer und 
des Gewerbesteuer-Messbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen.  

· Aussetzung der Vollstreckungsmaßnahmen wie etwa Kontopfändungen bis zum 31. 
Dezember 2020, solange der Steuerschuldner von den Auswirkungen des Corona-
Virus betroffen ist.  

· Dem Vernehmen nach soll noch in dieser Woche ein Schreiben des BMF 
veröffentlicht werden. Auch sind Lösungen für die Abgabe der 
Umsatzsteuervoranmeldungen und der Abgabe der Lohnsteueranmeldungen 
vorgesehen.  

 
Bitte melden Sie sich bei uns, wenn wir Sie hier unterstützen sollen! 
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